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Zwei Begriffe der Wissenschaftsfreiheit
Zum Verhältnis von Wissenschaft und Politik

Two concepts of academic freedom
The relation between academia and politics

KArsten schubert, berlin

Zusammenfassung: Wissenschaftsfreiheit wird vorherrschend als Freiheit der 
Wissenschaft von politischer Einmischung verstanden. Der Artikel kritisiert dieses 
negative Verständnis von Wissenschaftsfreiheit anhand einer Analyse seines pro-
minentesten Vertreters, dem Netzwerk Wissenschaftsfreiheit, das damit eine Poli-
tisierung einseitig den Vertreter*innen gesellschaftskritischer Ansätze zuschreibt, 
während es die eigene Position als ‚rein wissenschaftlich‘ und politisch neutral dar-
gestellt. Demgegenüber schlägt der Artikel ein kritisches Verständnis von Wissen-
schaftsfreiheit vor, das seine Politizität reflektiert. Ausgehend von der Analyse, dass 
starre Macht- und Privilegienstrukturen das zentrale Hindernis für die gemeinsame 
Arbeit an wissenschaftlicher Objektivität sind, geht es beim kritischen Begriff der 
Wissenschaftsfreiheit um die Reflexion und Transformation des Verhältnisses von 
Wissenschaft und Politik. Dabei steht die Diversifizierung von Zugangschancen und 
Standpunkten innerhalb der Wissenschaft im Mittelpunkt – also die Neuverteilung 
von Macht und Privilegien. Der Artikel entwickelt dieses Verständnis aus einer Dis-
kussion des Verhältnisses von Wissenschaft und Politik in zwei philosophischen Be-
gründungsmöglichkeiten der Wissenschaftsfreiheit und aus einer Rekonstruktion 
der kritischen politischen Theorie, insbesondere der foucaultschen Machttheorie 
und der feministischen Standpunkttheorie. Er zeigt auf dieser Grundlage, dass drei 
verschiedene Arten der Diversifizierung der Wissenschaft – intern, extern-instituti-
onell und extern-aktivistisch –, die vom vor dem Hintergrund des negativen Begriffs 
als Einschränkung der Wissenschaftsfreiheit verstanden werden, tatsächlich zu ihrer 
Verbesserung beitragen.
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litik, Hochschulpolitik, Epistemologie, Wissenschaftstheorie, Standpunkt-Theorie, 
kritische Theorie

Abstract: Academic freedom is predominantly understood as the freedom of aca-
demia from political interference. The article criticizes this negative concept of ac-
ademic freedom by analyzing its most prominent representative, the Netzwerk 
Wissenschaftsfreiheit (Network for Academic Freedom), which thereby one-sided-
ly attributes politicization to the representatives of socio-critical approaches while 
presenting its own position as ‘purely scientific’ and politically neutral. In contrast, 
the article proposes a critical concept of academic freedom that reflects its politicity. 
Based on the analysis that rigid structures of power and privilege are the central ob-
stacle to collaborative work on academic objectivity, the critical notion of academic 
freedom is about reflecting on and transforming the relationship between academia 
and politics. It focuses on the diversification of access opportunities and standpoints 
within academia – that is, the redistribution of power and privilege. The article de-
velops this concept from a discussion of the relationship between academia and pol-
itics in two philosophical justifications of academic freedom and from a reconstruc-
tion of critical political theory, particularly Foucauldian power theory and feminist 
standpoint theory. On this basis, it shows that three different ways of diversifying 
academia – internal, external-institutional, and external-activist –, which are under-
stood by the negative concept as limiting academic freedom, actually contribute to its 
improvement.

Keywords: academic freedom, diversity, social critique, identity politics, higher edu-
cation policy, epistemology, philosophy of science, standpoint-theory, critical theory

In den aktuellen Debatten um Wissenschaftsfreiheit geht es immer auch um 
das Verhältnis von Wissenschaft und Politik.1 Das vorherrschende Verständ-
nis von Wissenschaftsfreiheit ist die Abwesenheit von Politik: Wissenschaft 
ist dann frei, wenn sie nicht politisch beeinflusst und normiert ist. Dieses ne-
gative Verständnis von Wissenschaftsfreiheit wird heute insbesondere vom 
Netzwerk Wissenschaftsfreiheit vertreten. Das Netzwerk wird allerdings 
dafür kritisiert, unter dem Deckmantel des Eintretens für Wissenschafts-

1 Siehe für einen Überblick mit unterschiedlichen Perspektiven Özmen (2021) 
und bpb (2021); konservative Stimmen versammeln sich in Hopf et al. (2019), 
differenzierte verfassungsrechtliche Abwägungen und Einordnungen finden 
sich in Grimm et al. (2021) und Miechielsen (2013); und zur historischen und 
soziologischen Kontextualisierung der aktuellen Auseinandersetzung sind 
Wehrs (2014), Kaldewey (2013) und Stichweh (2016) instruktiv.
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freiheit selbst eine bestimmte, nämlich konservative Politik zu verfolgen 
(Huhnholz 2021; Dartmann 2021; Strick und Schaffer 2023; siehe außer-
dem Cortiel und Hanke 2019). Solche Kritik basiert auf einem anderen Ver-
ständnis von Wissenschaftsfreiheit, das philosophisch voraussetzungsreich 
ist und auf einer anderen Konzeption des Verhältnisses von Wissenschaft 
und Politik2 beruht. Dieses andere – ich nenne es kritisches – Verständnis 
von Wissenschaftsfreiheit geht von der Diagnose aus, dass starre Macht- und 
Privilegienstrukturen das zentrale Hindernis für die gemeinsame Arbeit an 
wissenschaftlicher Objektivität sind. Deshalb geht es dem kritischen Begriff 
der Wissenschaftsfreiheit um eine Diversifizierung und Demokratisierung 
der Wissenschaft, und damit einhergehend, um eine Reflexion und Trans-
formation des Verhältnisses von Wissenschaft und Politik. Bis jetzt wurde 
dieses kritische Verständnis von Wissenschaftsfreiheit aber nicht systema-
tisch rekonstruiert und begründet. Dies leiste ich in diesem Artikel mithilfe 
der Wissenschaftstheorie und kritischen politischen Theorie.

Im ersten Abschnitt rekonstruiere ich das negative Verständnis von 
Wissenschaftsfreiheit des Netzwerks Wissenschaftsfreiheit und konturiere 
dagegen den normativen und sozialtheoretischen Ausgangspunkt des kriti-
schen Verständnisses. Im zweiten Abschnitt zeige ich mit Torsten Wilholt, 
dass die Grenze zwischen Wissenschaft und Politik schon in der langen 
Tradition unterschiedlicher wissenschaftstheoretischer Begründungen und 
Verständnisse der Wissenschaftsfreiheit nicht so eindeutig gezogen werden 
kann, wie vom Netzwerk Wissenschaftsfreiheit vorgeschlagen. Auf Grund-
lage des komplexen Verhältnisses von Wissenschaft und Politik bei Wilholt 
entwickle ich im dritten Abschnitt den kritischen Begriff von Wissenschafts-
freiheit unter Rückgriff auf die kritische politische Theorie. Dafür rekonst-
ruiere ich die Forschungsstände der von Foucault geprägten Sozialtheorie 
der Macht, Normierung und Hegemonie einerseits und der feministischen 
Standpunktepistemologien andererseits und führe deren Einsichten zur 
Konzeption der Grenze von Wissenschaft und Politik zusammen. Damit 
werfe ich viertens einen Blick darauf, was das für die Möglichkeiten einer 

2 Von politisch, Politizität bzw. Politik spreche ich in drei verschiedenen, aber 
zusammenhängenden Bedeutungen, die jeweils aus dem Kontext klar werden: 
Erstens dem Netzwerk folgend als normative bzw. politische Diskurse und Po-
sitionierungen, zweitens als Begriff für die Persistenz von gesellschaftlichen 
Machtstrukturen innerhalb der Wissenschaft und drittens als Sozialsystem, 
das die monetären und rechtlichen Rahmenbedingungen für die Wissenschaft 
schafft.
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Diversifizierung der Wissenschaft bedeutet. Das Innovative des Artikels ist, 
diese verschiedenen, grundsätzlich bekannten und jeweils gut durch lange 
Forschungsdiskussionen entwickelten Ressourcen im kritischen Begriff der 
Wissenschaftsfreiheit zusammenzubringen und damit ein Angebot zur sys-
tematischen Diskussion dieser Position in der aktuellen Debatte zu geben.

1 Der negative und der kritische Begriff der 
Wissenschaftsfreiheit

Das Verständnis von Wissenschaftsfreiheit als Abwesenheit von Politik wird 
im Manifest des Netzwerks Wissenschaftsfreiheit besonders deutlich, das 
eine Politisierung der Wissenschaft durch Identitätspolitik und ‚political 
correctness‘ befürchtet. Wissenschaftsfreiheit wird hier negativ verstanden, 
also als die Abwesenheit von etwas, genauer als die Abwesenheit von Po-
litik. Das heißt, Wissenschaftsfreiheit ist für das Netzwerk die Freiheit der 
Wissenschaft von der Politik, oder: Wissenschaftsfreiheit als Politikfreiheit. 
Folgende Zitate aus dem Manifest zeigen dieses negative Verständnis von 
Wissenschaftsfreiheit:

„[…] gemeinsamen Anliegen, die Freiheit von Forschung und Lehre 
gegen ideologisch motivierte Einschränkungen zu verteidigen […]

Wir beobachten, dass die verfassungsrechtlich verbürgte Freiheit von 
Forschung und Lehre zunehmend unter moralischen und politischen 
Vorbehalt gestellt werden soll. Wir müssen vermehrt Versuche zur 
Kenntnis nehmen, der Freiheit von Forschung und Lehre wissen-
schaftsfremde Grenzen […] zu setzen. Einzelne beanspruchen vor 
dem Hintergrund ihrer Weltanschauung und ihrer politischen Ziele, 
festlegen zu können, welche Fragestellungen, Themen und Argumente 
verwerflich sind. Damit wird der Versuch unternommen, Forschung 
und Lehre weltanschaulich zu normieren und politisch zu instrumen-
talisieren. […]

Hochschulangehörige werden erheblichem Druck ausgesetzt, sich bei 
der Wahrnehmung ihrer Forschungs- und Lehrfreiheit moralischen, 
politischen und ideologischen Beschränkungen und Vorgaben zu un-
terwerfen. […]

[…] ideologischen Aktivismus […]“ (Netzwerk Wissenschaftsfreiheit 
2021, Hervorhebungen von K. S.).
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In dieser Diagnose der Gefahr eines moralischen, politischen, weltanschau-
lichen und sogar ideologischen Eingriffs in die Wissenschaft wird deutlich, 
dass die Abwesenheit von Politik der Kern dieses Begriffs von Wissen-
schaftsfreiheit ist. Was Wissenschaftsfreiheit positiv ausmacht, wird am 
Ende des Manifests noch in drei Punkten konturiert. Erstens versteht das 
Netzwerk die Wissenschaftsfreiheit legalistisch als durch das geltende Recht 
bestimmt: „Die Grenzen der Wissenschaftsfreiheit sind ausschließlich Ver-
fassung und Gesetz“ (ebd.). Zweitens bekennt sich das Netzwerk zu wissen-
schaftlichem Pluralismus und versteht dies als die Einstellung einzelner For-
schenden, sich mit Ansätzen und Perspektiven auseinanderzusetzen, „auch 
und gerade, wenn sie inhaltlich nicht geteilt werden“ (ebd.). Drittens geht 
es dem Netzwerk um eine Debattenkultur ohne moralische Diskreditierung, 
soziale Ausgrenzung und berufliche Benachteiligung. Nun sind das eigent-
lich keine ‚positiven‘ Bestimmungen des Begriffs der Wissenschaftsfreiheit, 
sondern Konkretisierungen der Dimensionen des negativen Verständnisses: 
Hier geht es weiter darum, was durch Wissenschaftsfreiheit ausgeschlossen 
wird, wodurch der Bereich der Wissenschaftsfreiheit so unkonkret und weit 
wie möglich gezogen wird. Nach dem legalistischen Verständnis soll Wis-
senschaftsfreiheit pauschal alles erlauben, was nicht gegen Verfassung und 
Gesetz verstößt – beispielsweise wäre Holocaust-Leugnung verboten, an-
sonsten sollen aber politische und moralische Schranken der Wissenschaft 
grundsätzlich ausgeschlossen werden. Und diese uneingeschränkte und 
letztlich undefinierte Weite der Wissenschaftsfreiheit wird durch die Punkte 
zum Pluralismus und zur Debattenkultur wiederholt: Bei beiden geht es da-
rum, dass es keine Schranken geben soll. So verstandene Wissenschaftsfrei-
heit erlaubt pauschal alles, was nicht illegal ist und kritisiert Einmischung 
per se. Das Netzwerk definiert also nicht positiv, wofür Wissenschaftsfreiheit 
da ist, was sie genau auszeichnet und welche Einrichtung der Wissenschaft 
daraus folgt. Vielmehr handelt es sich bei diesem negativen Begriff von Wis-
senschaftsfreiheit um ein liberales „Anything goes“.

Dass dieses negative bzw. liberale Verständnis, das sich gegen eine Po-
litisierung der Wissenschaft sträubt, selbst spezifisch politisch ist, zeigt sich 
u. a. in der Fallsammlung auf der Homepage und in Veröffentlichungen von 
Netzwerkmitgliedern, so auch in einem aktuellen Sonderheft der Zeitschrift 
für Politik, herausgegeben von der Vorsitzenden Sandra Kostner (Kostner 
2022a; siehe dazu auch Strick und Schaffer 2023). Hier wird eine konser-
vative Positionierung innerhalb der aktuellen Kulturkämpfe um Identitäts-
politik deutlich (Schubert und Schwiertz 2021; Schubert 2020a). Die vom 
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Netzwerk kritisierten Politisierungen der Wissenschaft sind überwiegend 
kritische Forschungsbeiträge, die sich für den Abbau von Diskriminierungen 
in der Wissenschaft und der Gesellschaft einsetzen. Als freiheitseinschrän-
kende und ideologische „Agendawissenschaftler“ mit „identitätslinker Läu-
terungsagenda“ (Kostner 2022b, 20) werden im Sonderheft Kolleg*innen 
bezeichnet, die zu Rassismus, Sexismus und Transphobie und ähnlichen 
identitätspolitischen Themen forschen. Dass sich Forschung zu diesen The-
men auch für den „Abbau von Ungleichheit und Diskriminierung“ einsetzt 
und bestehende Diskriminierungen in der Wissenschaft kritisiert, wird als 
„Politisierung und Moralisierung“ interpretiert, durch die die „Wissenschaft 
[…] gesellschaftspolitischen Zielen unterworfen“ werde (ebd.).

Der Vorschlag zur Systematisierung eines alternativen, kritischen 
Begriffs der Wissenschaftsfreiheit hat zum Ziel, das Verhältnis von Wissen-
schaft und Politik realistisch und komplex zu denken. Die Grenze zwischen 
beiden Bereichen ist nicht eindeutig zu ziehen; noch dazu ist nicht einmal 
der Standort klar, von dem aus sie gezogen und analysiert werden kann. Die 
Grenze zwischen Wissenschaft und Politik ist einerseits das Objekt wissen-
schaftlicher Reflexion, andererseits ist ihre Konzeption stark abhängig von 
einer politischen Positionierung – und beides vermischt sich meist. Diese 
Diagnose betrifft nicht nur die Analyse und Kritik der konservativen Poli-
tik des Netzwerks Wissenschaftsfreiheit, wie sie durch den kritischen Be-
griff der Wissenschaftsfreiheit – mithilfe der wissenschaftlichen Ressourcen 
der Wissenschaftstheorie und der kritischen politischen Theorie – geleistet 
werden kann. Sie gilt auch für das kritische Verständnis der Wissenschafts-
freiheit selbst. Es ist nicht nur wissenschaftlich begründet, sondern auch 
eine politische Positionierung und weiß wissenschaftlich darum, weshalb es 
sich selbstreflexiv zur eigenen Grenzposition verhalten muss. Dazu gehört 
die Offenlegung der normativen Prämissen und eine wissenschaftliche Re-
chenschaft darüber, dass solche Normativität nicht wegen ihrer Politizität 
unwissenschaftlich ist, wie vom negativen Begriff der Wissenschaftsfreiheit 
des Netzwerks Wissenschaftsfreiheit unterstellt.

Diese Normativität steht in der Tradition der kritischen Theorien 
(Bohman, Flynn, und Celikates 2021), die die demokratische Revolution ra-
dikalisieren (Lefort 1990; Mouffe 2000) mit dem Ziel, Gleichheit und Frei-
heit für alle Menschen zu verwirklichen und Unterdrückungsverhältnisse 
abzubauen. Die radikale Demokratietheorie beschreibt diese demokratische 
Normativität als postfundamentalistisch, insofern sie die Unmöglichkeit von 
normativen Letztbegründungen reflektiert und Demokratie deshalb als ein 
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ständiges Ringen um (plausiblere) Gründe konzipiert (Marchart 2011). Die 
Kritische Theorie in Frankfurter Tradition hat die Frage der Möglichkeiten 
normativer (Letzt-)Begründungen systematisch diskutiert und als plausibles 
Begründungsmodell das Konzept der immanenten Kritik entwickelt, um mit 
dem Letztbegründungsproblem umzugehen (Horkheimer 1937; Geuss 1996; 
Stahl 2013). Die kritische Normativität stützt sich dabei auf eine Fülle von 
Studien, die an der Schnittstelle von Theorie und Empirie den Fortbestand 
von Diskriminierungs- und Ausbeutungsverhältnissen belegen.3 Die Ein-
schätzung zur aktuellen Situation der Wissenschaftsfreiheit ist folglich ins-
besondere davon abhängig, ob man diese empirische Basis akzeptiert oder 
ihr grundsätzlich ablehnend gegenübersteht, wie es beispielsweise durch die 
Diskreditierung entsprechender Forschungsfelder als „grievance studies“ 
ausgedrückt wird (Pluckrose, Lindsay, und Boghossian 2018; siehe dazu kri-
tisch Biskamp 2018).4

Zur Selbstreflexivität des kritischen Begriffs der Wissenschaftsfreiheit 
gehört auch, dass er sich zur tatsächlichen Gefahr einer potenziellen Ein-
schränkung der Wissenschaftsfreiheit durch die eigene Normativität ver-
halten muss. Er muss eine Antwort auf die Frage finden, wie er einerseits 
den Anspruch vortragen kann, die Diversität in der Wissenschaft diesen kri-
tischen Theorien folgend zu erhöhen, ohne dabei andererseits die Wissen-
schaft selbst auf nur diese Theorien festzulegen – was der auch nach dem 

3 Wegen der Fülle an Literatur beschränke ich mich hier auf Literatur zu Diskri-
minierungsverhältnissen an (deutschen) Universitäten. Für einen Überblick 
siehe Mott und Cockayne (2017), Statistisches Bundesamt (2021), Orelus 
(2013), Gutiérrez Rodríguez u. a. (2016), Gutiérrez Rodríguez (2018) und Da-
rowska (2019). Siehe auch spezifisch zu Sexismus Dahmen und Thaler (2017), 
Klonschinski (2022), Bütow, Eckert und Teichmann (2016), Kortendiek u. 
a. (2019), Bereswill und Ehlert (2019), Laufenberg u. a. (2018); zu sexuel-
ler Belästigung Schüz u. a. (2021); zu Klassismus Petrik (2022), Altieri und 
Hüttner (2020); Hochschul-Bildungs-Report 2022, 86–88 und Keil 2018; 
zu Rassismus Ahmed u. a. (2022), Thompson und Vorbrugg (2018); zu Ab-
leismus Brown und Leigh (2018), Bauer, Groth und Niehaus (2017), Sanchez 
(2022); und zur Diskriminierungserfahrung von Studierenden Meyer, Strauß 
und Hinz (2022).

4 Ein weiteres Beispiel für solche Diskreditierung ist die Bewertung der Kri-
tik an Islamophobie und Transfeindlichkeit als „Rhetorik der Vulnerabilität“, 
bei der es in erster Linie um die „Durchsetzung der Machtinteressen vormals 
marginalisierter Gruppen oder ihrer Funktionäre“ gehe, durch Netzwerkmit-
glied Maria-Sybilla Lotter (2022, 389).
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kritischen Begriff der Wissenschaftsfreiheit geforderten Pluralität zuwider-
laufen würde.

Entsprechend dieser Herausforderung lautet die zentrale Kritik am 
negativen Begriff der Wissenschaftsfreiheit, dass er nicht selbstreflexiv ist 
und durch die starre Grenzziehung zwischen Wissenschaft und Politik die 
eigene Politik als unpolitisch ausgibt. Eine politische Strategie, die gut funk-
tioniert, obwohl sie wissenschafts- und politiktheoretisch nicht verteidigt 
werden kann, wie ich im Folgenden begründe.

2 Wissenschaftstheorie der Wissenschaftsfreiheit
In den wissenschaftlichen Diskussionen um Wissenschaftsfreiheit wird das 
Verhältnis von Wissenschaft und Politik komplexer bestimmt als durch den 
negativen Begriff des Netzwerks Wissenschaftsfreiheit.5 Ich werde mich hier 
nun auf die grundsätzlichen Begründungsmöglichkeiten der Wissenschafts-
freiheit und eine Differenzierung unterschiedlicher Arten der Wissen-
schaftsfreiheit konzentrieren, die Torsten Wilholt in seiner Monografie „Die 
Freiheit der Forschung“ vorgeschlagen hat. In Hinblick auf die aktuellen 
Debatten ist Wilholts Beitrag instruktiv, weil er sich umfänglich mit den wis-
senschaftstheoretischen Begründungen der Wissenschaftsfreiheit auseinan-
dersetzt. Die 2012 erschienene Monografie hebt sich damit von den meisten 
Beiträgen der aktuellen Debatte ab, die keinen systematischen Begriff der 
Wissenschaftsfreiheit entwickeln, sondern das Thema geframt durch die 
Problematisierung von Identitätspolitik, und ‚Cancel Culture‘ behandeln.

1 Achsen der Wissenschaftsfreiheit
Wissenschaftsfreiheit kann nach Wilholt als Freiheit der Mittel und als Frei-
heit der Ziele verstanden werden (33–43). Bei der Freiheit der Ziele geht 
es darum, dass Wissenschaftler*innen ihre Forschungsziele und Methoden 
selbst auswählen können, ohne dabei eingeschränkt zu werden. Bei der Frei-
heit der Mittel geht es um die Finanzierung. Moderne Forschung ist ressour-
cenintensiv und muss finanziert werden; die nötigen Mittel dafür zu haben, 
ist ein zentraler Aspekt von Wissenschaftsfreiheit. Auch beim Subjekt der 
Forschungsfreiheit sind Differenzierungen wichtig, und zwar zwischen ei-
nem individuellen und einem kollektiven Verständnis (39): Geht es um ein-
zelne Wissenschaftler*innen – dies ist der überwiegende Fokus der aktuel-

5 Siehe dazu die Literaturübersicht in Fußnote 1.
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len Debatten – oder geht es um die Freiheit von Forschungsgruppen bzw. 
Disziplinen, sich selbst zu steuern? Beide Achsen der Wissenschaftsfreiheit 
– Ziele und Mittel, individuell und kollektiv – können durchaus in einem Wi-
derspruch stehen. Wenn sich die Paradigmen in einer Disziplin ändern und 
Mittel durch die akademische Selbststeuerung neu verteilt werden, kann das 
für Anhänger eines früheren Paradigmas als Einschränkung auch der Frei-
heit der Ziele wirken, beispielsweise wenn Einladungen zu Fachtagungen 
ausbleiben.

Das Netzwerk Wissenschaftsfreiheit differenziert hier nicht. Es geht 
dem Netzwerk in erster Linie um die Freiheit der Ziele einzelner Professor*in-
nen. Dies ist relevant, weil sich die Politik des Netzwerks im Kontext der ak-
tuellen Kulturkämpfe gegen Identitätspolitik auch als Widerstand gegen den 
langsamen Erkenntnisfortschritt und wandelnden Normen und Werte in ei-
nigen sozialwissenschaftlichen Disziplinen verstehen lässt (Huhnholz 2021; 
Reutlinger 2021). Festzuhalten ist, dass die Freiheit der Ziele ein Kerngehalt 
jedes Konzepts von Wissenschaftsfreiheit ist, die Freiheit der Mittel aber 
letztlich die entscheidende zusätzliche Dimension für wissenschaftlichen 
Erfolg und Wirkmächtigkeit ist. Beide Freiheiten sind in Deutschland im 
Übrigen für Wissenschaftler*innen ohne Professur erheblich eingeschränkt, 
unabhängig von der kollektiven Entwicklung ihrer Disziplin. Diese Achse der 
Wissenschaftsfreiheit, der Unterschied der Statusgruppen, nimmt das Netz-
werk nicht systematisch in den Blick.

2 Begründungsmöglichkeiten der Wissenschaftsfreiheit
Auch Wilholts Differenzierung der Begründungsmöglichkeiten für Wissen-
schaftsfreiheit ist instruktiv für die Analyse des Verhältnisses von Wissen-
schaft und Politik. Er unterscheidet zwischen einer epistemischen Begrün-
dung (65–207) und einer politischen Begründung (209–291). Kern der 
epistemischen Begründung ist, dass die Wissenschaftsfreiheit wichtig für die 
Erkenntnismöglichkeiten der Wissenschaft ist. Freie Wissenschaft produ-
ziert im freien Wettbewerb der Ideen bessere Forschung als unfreie. Bei der 
politischen Begründung geht es darum, dass eine freie Wissenschaft für die 
Demokratie unerlässlich ist, weil sie es den Bürger*innen erlaubt, ihre politi-
schen Präferenzen wohlinformiert unter Rückgriff auf wissenschaftliche Er-
kenntnisse zu bilden. Bei beiden Begründungen ist das Verhältnis der Wis-
senschaft zur Politik komplex und die Wissenschaftsfreiheit kann demnach 
nicht einfach als Trennung von Wissenschaft und Politik konzipiert werden.
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Bei der epistemischen Begründung spielt die Politik eine entscheiden-
de Rolle: Eine freie Wissenschaft wird durch die Politik unter erheblichem 
Ressourcenaufwand eingerichtet, weil dadurch gesellschaftlich relevantes 
Wissen erzeugt werden kann (188). Ohne diese Qualifikation der Relevanz 
funktioniert die epistemische Begründung nach Wilholt nicht, weil man von 
‚guter Forschung‘ – also der epistemischen Qualität – gar nicht losgelöst von 
Relevanz sprechen kann. Die epistemische Begründung begründet nur eine 
Mikroautonomie einzelner Forscher*innen, weil diese dabei hilft, dass diver-
se Ansätze im freien Wettbewerb der Ideen gegeneinander antreten können 
und dogmatische Schließungen der Forschung vermieden werden (100–
109). Diese Mikroautonomie steht aber in keinem Widerspruch zu einer 
politischen Bestimmung der Grundlinien von Forschungsagenden, weil die 
Forschenden allein nicht darüber entscheiden können, was gesellschaftlich 
relevantes Wissen ist (160); vielmehr müssen die Ziele nach dieser Begrün-
dung sogar gesellschaftlich definiert werden (161). Zwei Dinge möchte ich 
hier festhalten: Erstens ist eine stärkere Demokratisierung der Forschungs-
agenda – und als solche Demokratisierung lassen sich die vom Netzwerk 
Wissenschaftsfreiheit kritisierten Phänomene interpretieren, darauf komme 
ich im letzten Abschnitt zurück – nach Wilholt eine Stärkung und nicht eine 
Schwächung der epistemisch begründbaren Wissenschaftsfreiheit (161, 171, 
203). Denn durch eine demokratischere Steuerung der Wissenschaftsagenda 
wird die notwendige Prämisse klarer erfüllt, dass die Wissenschaft insge-
samt gesellschaftliches relevantes Wissen erarbeitet. Zweitens ist Diversität 
von entscheidender Bedeutung, damit die Mikroautonomie der Forschung 
tatsächlich – durch wissenschaftlichen Wettbewerb – zu besserer Forschung 
beiträgt. Ohne Diversität der Forschenden führt nach Wilholt auch Mikro-
autonomie nicht zu Innovation (87–96). Das ist wichtig, weil es bei der vom 
Netzwerk kritisierten „Politisierung“ in erster Linie um die Diversifizierung 
der Wissenschaft geht (siehe die Kommentardiskussion bei Dartmann 2021).

Im Gegensatz zur epistemischen Begründung erfordert die politische, 
also demokratietheoretische Begründung der Wissenschaftsfreiheit auf den 
ersten Blick eine strikte Trennung zwischen Wissenschaft und Politik. Das 
Argument für Wissenschaftsfreiheit ist hier, dass die Wissenschaft notwen-
dig ist, um das unabhängige Wissen zur Verfügung zu stellen, mit dessen 
Hilfe Bürger*innen im politischen Deliberationsprozess wohlinformierte 
Positionen ausbilden können – beispielsweise zum Klimawandel (226–238). 
Die Wissenschaft muss dafür frei sein, weil wissenschaftliche Erkenntnisse 
nur dann eine Basis des demokratischen Willensbildungsprozesses sein kön-
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nen, wenn sie nicht selbst politisch bestimmt sind (229). Im Gegensatz zur 
epistemischen Begründung kann die politische Begründung auch begrün-
den, dass die Festlegung der Forschungsagenda nicht unmittelbar politisch 
erfolgen soll. Es geht bei dieser Begründung also um eine Gewaltenteilung 
zwischen Politik und Wissenschaft. Doch diese negative Freiheit vor dem 
Eingriff der Politik bezieht sich auf den unmittelbaren Eingriff in die Wis-
senschaft durch Legislative und Exekutive. Wilholt argumentiert, dass sie 
nicht als Begründung einer Entpolitisierung der Wissenschaft verstanden 
werden kann, weil die Wissenschaft – getragen von sozial situierten For-
scher*innen – nicht politisch neutral sein kann (243–247). Vielmehr lässt 
die politische Begründung der Wissenschaftsfreiheit die Möglichkeit einer 
demokratischen Regulierung von Forschungsagenden, beispielsweise durch 
Bürgerbeteiligungsverfahren und ähnliche Mechanismen, ausdrücklich zu 
(274–282). Sie ist deshalb kompatibel mit der epistemischen begründeten 
Forderung nach Demokratisierung und Diversifizierung. Entscheidend ist 
auch für die politische Begründung die (politische und soziale) Diversität 
der Wissenschaft: Denn wenn das von der Wissenschaft zur Verfügung ge-
stellte Wissen einseitig politisch bestimmt ist, weil es aus einer bürgerlichen, 
weißen, männlichen, heterosexuellen, cisgeschlechtlichen und ableistischen 
Perspektive formuliert ist, kann es die Bürger*innen nicht bei der Ausbil-
dung wohlinformierter Präferenzen unterstützen.

Festzuhalten ist, dass durch keine der beiden Begründungen der Wis-
senschaftsfreiheit eine strikte Trennung zwischen Politik, Moral, Weltan-
schauung und Wissenschaft gefordert werden kann. Weitreichend ist nur die 
individuelle Freiheit der Ziele, die Wissenschaftler vor einem direkten Ein-
griff in ihre Forschung schützt, während die Freiheit der Mittel in den Hän-
den von Disziplinen bzw. Forschungsgemeinschaften liegt, die demokrati-
siert und diversifiziert werden sollten. Doch selbst die individuelle Freiheit 
der Ziele ist nicht absolut, sondern nur das Ergebnis einer epistemischen 
Klugheitsregel, nach der sie zur effizienten Verteilung intellektueller Res-
sourcen beiträgt und damit die Wissenschaft als ganze voranbringt. Diese 
Funktion ist aber durch fehlende Diversität in der Wissenschaft erheblich 
eingeschränkt. Insofern folgt aus den beiden Begründungen der Wissen-
schaftsfreiheit ein politischer Auftrag zur internen Diversifizierung der Wis-
senschaft und zur Verbesserung der externen demokratischen Partizipation 
bei der Festlegung von Forschungsagenden. Insgesamt heißt das also: Wis-
senschaftsfreiheit kann nicht einfach negativ als Schutz vor dem Eingriff von 
Politik verstanden werden.
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3 Macht und Standpunkte aus Sicht der kritischen politische 
Theorie

Auf Basis von Wilholts Diskussion der philosophischen Begründungsmög-
lichkeiten der Wissenschaftsfreiheit lässt sich also für eine Diversifizierung 
und Demokratisierung argumentieren. Die dafür zentrale wissenschaftsthe-
oretische These ist, dass sich Wissenschaft und Politik nicht klar trennen 
lassen, weil die Wissenschaft nicht politisch neutral sein kann. Ich werde 
diese These nun mit den Mitteln der kritischen politischen Theorie detail-
lierter erläutern. Durch eine Rekonstruktion des Forschungsstands der von 
Foucault geprägten Sozialtheorie der Macht zeige ich zunächst, dass der 
negative Freiheitsbegriff der Wissenschaft machtvergessen ist und dass der 
Privilegienbegriff hilft, die Wissenschaft als immer schon politisiert zu ver-
stehen. Durch die Rekonstruktion des Forschungsstands der feministischen 
Standpunkttheorie erläutere ich dann, wie soziale Diversität dazu beitragen 
kann, dass diese Politisierung der Wissenschaft reflexiver von statten gehen 
kann, was auch eine Verbesserung der epistemischen Qualität ermöglicht. 
Im nächsten Abschnitt werde ich darauf aufbauend auf die Frage der Diver-
sifizierung der Wissenschaft zurückkommen. Solche Diversifizierung trägt 
auch zu einer Demokratisierung der Wissenschaft in dem von Wilholt expli-
zierten Sinne bei, dass die Forschungsagenden besser den gesellschaftlichen 
relevanten Fragen und Problemen entsprechen.

1 Freiheit und Privilegien
Dem Verständnis von Wissenschaftsfreiheit als Trennung von Wissenschaft 
und Politik liegt ein klassisch liberaler, negativer Begriff von Freiheit als 
non-interference, als Nicht-Einmischung zugrunde, für den Thomas Hobbes 
(2000, Kapitel 21) und Isaiah Berlin (2002) stehen. Bei diesem Verständnis 
geht es folglich um die Abwehr von politischer Einmischung in die Wissen-
schaft. Von solchen Einmischungen berichtet das Netzwerk und überträgt 
damit die bekannten Debatten um übergriffige ‚Cancel Culture‘ und ‚politi-
cal correctness‘ auf die Wissenschaft (siehe Hopf, Kempen, und Hufen 2019; 
Lotter 2021). Auf den politischen Liberalismus beziehen sich die politikphi-
losophischen Erläuterungen von Netzwerkmitgliedern explizit, so eröffnet 
Maria-Luisa Frick einen aktuellen Artikel mit dem Satz: „Verstanden als 
Postulat bzw. Ideal repräsentiert ‚Wissenschaftsfreiheit‘ die aus dem Libe-
ralismus gespeiste Ablehnung gegenüber staatlicher Bevormundung und 
ideologischer Blendung“ (Frick 2022, 56). Enggeführt wird dieses libera-
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le Verständnis dann auf die Ablehnung nicht etwa von „staatlicher Bevor-
mundung“, wie man sie heute bspw. in erschreckendem Ausmaß durch die 
Republikaner in den USA beobachten kann, sondern auf den „Wertzusam-
menhang von ideologiefreier Wissenschaft und Demokratie“ (ebd.). Diese 
Engführung ist zunächst kontraintuitiv, denn das liberale Argument wird 
hier selbst zu einer Einschränkung der Wissenschaft genutzt, die demnach 
nicht-ideologisch sein solle, wobei die Festlegung dessen, was ideologisch 
ist, einseitig erfolgt – was wiederum nicht selbstreflexiv als Problem thema-
tisiert wird. Andersherum ist das liberale Bekenntnis zu einer grundsätzli-
chen Gewaltenteilung zwischen Wissenschaft und Politik (hier verstanden 
als Staat) ein Grundprinzip auch des kritischen Begriffs der Wissenschafts-
freiheit; sie ist ein Ergebnis von Wilholts Analyse wird auch von den anderen 
Quellen vertreten, die ich zum kritischen Begriff der Wissenschaftsfreiheit 
zusammenführe.

Um diese kontraintuitive Engführung des Liberalismus auf die For-
derung nach „ideologiefreier Wissenschaft“ nachzuvollziehen, hilft es, den 
negativen Freiheitsbegriff des Liberalismus im Lichte der foucaultschen 
Machttheorie zu analysieren. Beim liberalen Freiheitsverständnis wird sys-
tematisch zu wenig beachtet, wie wichtig Macht auch in der Wissenschaft ist 
(Gözen 2021). Foucaults Theorie der Macht zeigt, dass Wissen und Macht 
nicht als getrennte Bereiche verstanden werden sollten, sondern intrinsisch 
verbunden sind (Foucault 1983, 1991). Es ist instruktiv, dass Foucault mit 
dieser Machttheorie nicht nur den politischen Liberalismus kritisiert hat, 
sondern auch die seinerzeit verbreitete marxistische Ideologiekritik (siehe 
hierzu Lemke 1997, 90–98). Denn auch die Rede von Ideologie und „ideo-
logiefreier Wissenschaft“ setzt voraus, dass sich Wissen und Macht trennen 
lassen. Aus Sicht der foucaultschen Machttheorie überrascht es deshalb 
nicht, dass das liberale Engagement des Netzwerks Wissenschaftsfreiheit auf 
dem Ideologiebegriff beruht und damit genauso wie der orthodoxe Marxis-
mus eine machtfreie Position voraussetzen muss.

Solche Machtfreiheit wird von Foucaults Machtbegriff ausgeschlos-
sen. Macht beschreibt nach Foucault, dass das soziale Miteinander, und 
auch die Wissenschaft, immer von Regeln und Normen durchzogen ist, die 
aus gesellschaftlichen Auseinandersetzungen hervorgegangen sind. Das 
daran anschließende Konzept der Subjektivierung erläutert, dass Subjekte 
durch Macht in diesem Sinne konstituiert sind. Sie sind tief von sozialen 
Normen durchzogen und können nicht von ihnen frei sein. Folglich kann mit 
der Perspektive der Macht die Sozialontologie des politischen Liberalismus 
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kritisiert werden. Verallgemeinernd gesprochen konzipiert der Liberalismus 
Subjekte als vorsozial und tritt mit dem negativen Freiheitsbegriff an, sie vor 
politischem Eingriff zu schützen (siehe dazu ausführlich historisch-systema-
tisch Menke 2015 und in Bezug auf aktuelle gesellschaftliche Entwicklun-
gen Amlinger und Nachtwey 2022).6 Dies ist die Grundbedeutung von Frei-
heit als non-interference, als Nicht-Einmischung. Eine solche Vorstellung 
ist deshalb falsch, weil es keine vom politischen Eingriff freie Subjektivität 
geben kann. Denn Subjektivität ist durch Macht und Privilegienstrukturen 
konstituiert; das Konzept der Subjektivierung steht der Rede von non-inter-
ference entgegen, weil es darauf hinweist, dass interferences allgegenwärtig 
sind (Schubert 2018). In diesem Sinne spricht Foucault von der „Allgegen-
wart der Macht“ (Foucault 1983, 114). Eine solche Kritik am klassisch libera-
len Freiheitsverständnis zugunsten einer Analyse der Vermachtung des So-
zialen ist, ob nun mit Foucault oder anderen Theoretiker*innen begründet, 
fundamental für die zeitgenössische kritische Sozialtheorie und politische 
Theorie.7

Die vom Netzwerk vorgetragene Kritik an freiheitseinschränkender 
‚political correctness‘ beruht auf einem solchen liberalen Konzept von Wis-
senschaft, in dem Vermachtung und Privilegien ausgeblendet werden und ist 
damit strukturgleich zur allgemeinen, nicht nur auf die Wissenschaft bezo-
genen, konservativen Kritik an ‚political correctness‘ (Schubert 2020b). Da-
bei wird implizit oder explizit von der Möglichkeit machtfreier Räume und 
machtfreiem wissenschaftlichen Sprechen ausgegangen. Die Wissenschaft 
wird als Gegensatz zur Politik verstanden – und auf dieser Grundlage die 
politische Einmischung in die Wissenschaft kritisiert. Vor der Imagination 

6 Natürlich kann diese allgemeine Charakterisierung des Liberalismus nicht die 
nuancierten aktuellen Diskussionen innerhalb des politischen Liberalismus 
abbilden, in denen die Sozialität von Subjektivität insbesondere als Reakti-
on auf die breite Kritik am negativen Freiheitsbegriff teilweise berücksichtigt 
wurde (siehe dazu Taylor (1992); Nussbaum (2002); Honneth (2011), 44–57; 
als liberale Reaktionen können u. a. Rawls (1998); Kymlicka (1995) und An-
derson (2013) gelten). Als typologische Zusammenfassung des Problems des 
liberalen Freiheitsbegriffs aus der Perspektive der foucaultschen Machtthe-
orie ist diese Beschreibung dennoch korrekt. Und für die Diskussionen zur 
Wissenschaftsfreiheit ist sie leistungsstark, denn sie ermöglicht ein Verständ-
nis des dort in Stellung gebrachten Liberalismus.

7 Weitere Ressourcen dazu bieten u. a. die Werke von Marx, Gramsci, Bourdieu, 
Fraser und Young, um nur einige zu nennen.
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der neutralen Machtlosigkeit der aktuellen Ordnung der Wissenschaft kann 
dann ‚political correctness‘ als unzulässige Machtpolitik und übergriffige 
Einmischung erscheinen.

Doch vor dem Hintergrund des foucaultschen Machtbegriffs ergibt 
sich eine andere Bewertung: Wenn kritische Wissenschaft und emanzipa-
tive Bewegungen versuchen, die Normen der Wissenschaft und der Gesell-
schaft zu ändern, dann verändert sich damit nicht die Regelungsintensität 
und Machtdurchzogenheit der Wissenschaft. Es gibt nur, Erfolg vorausge-
setzt, eine Verschiebung der Machtverhältnisse. Schädliche Normen wer-
den kritisiert und durch emanzipativere ersetzt – und dabei gibt es heute 
kleine Fortschritte, trotz der anhaltenden sozialen Hegemonien in der Wis-
senschaft.8 Beispielsweise, wenn darüber diskutiert wird, wie sich Fach-Ge-
sprächskulturen inklusiver gestalten lassen oder wie der Kanon erweitert 
werden kann, um marginalisierten Stimmen in der Forschung mehr Gehör 
zu verschaffen. Nur aus Sicht derjenigen, die von aktuell geltenden Normen 
profitierten, kann es so erscheinen, als sei die Wissenschaft zunächst in dem 
Sinne frei, dass sie nicht durch gesellschaftliche Macht geprägt sei und erst 
durch eine „identitätslinke Läuterungsagenda“ (Kostner 2022b, 14) einge-
schränkt werde. Diese Sichtweise kann mit Medina (2013) und Mills (2007) 
als epistemisches Defizit verstanden werden, das von einer Machtblindheit 
aufgrund einer privilegierten sozialen Position herrührt. Früher eckte man 
beispielsweise mit männlich-aggressivem Diskussionsverhalten nicht an – 
das ist Freiheit, aber eben nur aus dieser Perspektive. Von der Wissenschaft 
‘gecancelt‚ sind viele Menschen, die nicht von alten Privilegienstrukturen 
profitierten, von vornherein (siehe auch Schutzbach 2020). Der oft mit den 
Begriffen ‚Cancel Culture‘ und ‚political correctness‘ kritisierte Abbau von 
Diskriminierung und Privilegien ist insofern ein zentrales Mittel in der Wei-
terentwicklung nicht nur eines gerechteren Zugangs zur Wissenschaft, son-
dern damit auch einer Verbesserung der wissenschaftlichen Objektivität, wie 
ich im nächsten Schritt erläutere.

Es ist deutlich geworden, dass beide Wissenschaftsbegriffe auf unter-
schiedlichen Interpretationen der hegemonialen Situation in der Wissen-
schaft beruhen. Mit dem liberalen Begriff geht tendenziell einher, den Kampf 
von marginalisierten und diskriminierten Gruppen um Inklusion innerhalb 
der Wissenschaft schon als erfolgreich abgeschlossen anzusehen und ihre 
aktuellen kritischen Beiträge deshalb als übergriffige Interessenpolitik zu 

8 Siehe den Literaturüberblick bei Fn. 3.
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interpretieren (siehe Lotter 2022 und die Beiträge in Kostner 2022a). Der 
kritische Begriff der Wissenschaftsfreiheit geht dagegen von der Persistenz 
struktureller Diskriminierungsverhältnissen aus und beruft sich dafür auf 
umfangreiche empirische und theoretische Forschung zu diesen Strukturen, 
für deren zusammenfassende Beschreibung der foucaultsche Machtbegriff 
geeignet ist. Die Rekonstruktion des kritischen Begriffs der Wissenschafts-
freiheit kann den Kanon der kritischen Wissenschaft, der von Seiten des 
Netzwerks als „Agendawissenschaft“ (Kostner 2022b, 19) kritisiert wird, na-
türlich nicht selbst begründen. Es kann hier nur festgestellt werden, dass die 
unterschiedliche Einschätzung von diskriminierenden Aussagen – beispiels-
weise aktuell zur Frage nach der Diskriminierung von Transpersonen in der 
Wissenschaft und insbesondere in der Philosophie – durch kritische Wissen-
schaftler*innen einerseits und Netzwerkmitglieder andererseits unmittelbar 
mit der Rezeption unterschiedlicher Positionen dazu zusammenhängen. 
Während sich auf der Ebene der Diskussion des Begriffs der Wissenschafts-
freiheit zwar nicht bestimmen lässt, wessen Position in solcherlei Streitfra-
gen recht hat, gehört zum kritischen Begriff der Wissenschaftsfreiheit eine 
gut begründete Heuristik, welchen Stimmen auf der Suche nach Objektivität 
besonderes Gehör geschenkt werden sollte.

2 Objektivität
Bis jetzt könnte die machttheoretische Beschreibung der Wissenschaft wie 
eine Reduktion von Wissenschaft auf (politische) Macht verstanden werden: 
Je nach politischem Lager beziehen sich Wissenschaftler*innen auf unter-
schiedliche Arbeiten und tragen in der Wissenschaft mehr oder weniger of-
fen politische Kämpfe aus. Es stellt sich deshalb die Frage, wie der kritische 
Begriff der Wissenschaftsfreiheit die Wissenschaftlichkeit der Wissenschaft 
beschreibt. Sie zu beantworten ist nötig, um die These des negativen Begriffs 
der Wissenschaftsfreiheit zu entkräften, dass eine Politisierung der Wissen-
schaft ihre Wissenschaftlichkeit gefährde.

Wissenschaft ist die kollektive Suche nach relevanten Wahrheiten 
(Wilholt 2012, 83). Zentral ist dabei die ständige gegenseitige Überprüfung 
und Kritik, durch die falsche Ergebnisse korrigiert werden und sich relevante 
Wahrheiten durchsetzen (ebd., 87ff.). Die wissenschaftliche Wahrheitssuche 
funktioniert nur, wenn die Mikroautonomie der Forschenden nicht einge-
schränkt ist und sie unterschiedliche Forschungsansätze verfolgen können 
– darin sind sich der negative und der kritische Begriff der Wissenschafts-
freiheit einig (so bspw. auch Popper 1973). Uneinigkeit besteht darin, wie 
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die Einschränkung der Forschenden zu verstehen ist. Der kritische Begriff 
der Wissenschaftsfreiheit sieht die Suche nach Wahrheit bzw. objektiver Er-
kenntnis durch die fehlende soziale Diversität der Wissenschaft erheblich 
eingeschränkt und schlägt als zentrales Mittel zur Verbesserung der wissen-
schaftlichen Erkenntnisleistung vor, in der Organisation der Wissenschaft zu 
berücksichtigen, wie die Erkenntnismöglichkeiten von Wissenschaftler*in-
nen von deren sozialer Position beeinflusst werden können. Diese Position 
basiert auf wissenschaftstheoretischen und epistemologischen Forschungen, 
die einerseits in den entsprechenden Fachdiskussionen zum etablierten Wis-
sen gehörten. Andererseits wird das darin kritisierte traditionelle Verständnis 
von Objektivität immer noch von vielen empirisch arbeitenden Kolleg*innen 
und implizit auch vom Netzwerk Wissenschaftsfreiheit vertreten, insofern es 
konstitutiv für den negativen Begriff der Wissenschaftsfreiheit ist.

Die Kritik des traditionellen Verständnisses von Objektivität wur-
de insbesondere von feministischen, antirassistischen und postkolonialen 
Standpunkttheorien entwickelt (Longino 1990; Longino 2002; Harding 
2004b; Hintikka und Harding 1983; Hill Collins 1986; Mignolo 2009; Toole 
2022); in neueren epistemologischen Debatten wurde sie durch eine präzi-
siere Analyse der sozialen Mechanismen des Nichtwissens – epistemic inju-
stice und ignorance (Fricker 2007; Medina 2013; Mills 2007) – verfeinert. 
Diese Theorien zeigen epistemologisch, dass der akademische Diskurs nicht 
politisch neutral sein kann, sondern in seiner Gesamtheit ein Spiegelbild der 
aktuellen gesellschaftlichen Machtstrukturen und politischen Hegemonien 
ist. Standpunkttheorien argumentieren, dass ein konventionelles Verständ-
nis von Objektivität eine realistische und plausible Analyse des Sozialen be-
hindert, denn es stützt eine partikulare cis-hetero-männliche und weiße Per-
spektive.9 Das Hauptproblem des traditionellen Objektivitätsverständnisses 
besteht darin, dass es implizite Annahmen und Verzerrungen, die sich aus 
der sozialen Position der Forschenden ergeben, ignoriert.

Die standpunkttheoretische Debatte resümierend kritisiert Sandra 
Harding (2004a) die traditionelle Auffassung von Objektivität und betont, 
dass alle Wissenschaftler*innen sozial situiert sind, was ihre Forschung 
beeinflusst (für einen differenzierenden Überblick zum Stand der Stand-
punkttheorien siehe auch Anderson 2020).10 Wissenschaftliche Neutra-

9 Siehe den Literaturüberblick bei Fn. 3.

10 Die Kritik am konventionellen Objektivitätsbegriff wurde durch wissen-
schaftstheoretische Studien sowohl bezüglich der Natur- als auch der Geistes- 
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litätsansprüche sind deshalb nicht neutral, sondern verschleiern ihren 
partikularen Standpunkt. Wenn Objektivität als das Gegenteil von Politik 
konzeptualisiert wird, führt sie zu einer partikularen Perspektive der Hege-
monie, die ihre Partikularität dadurch verbirgt, dass sie sie als Universalität 
präsentiert. Eine solche „konventionelle Ansicht‘“, dass „Politik die Produk-
tion wissenschaftlicher Erkenntnisse nur behindern und beschädigen kann“ 
(Harding 2004a, 1, alle Übersetzungen von K. S.), prägt auch den negativen 
Wissenschaftsfreiheitsbegriff. Diese konventionelle Sichtweise der „Stan-
dard-Wissenschaftsphilosophien, -Epistemologien und -Methodologien […] 
verbarg ihre normativen Merkmale beharrlich hinter einem Schleier behaup-
teter Neutralität“ (Harding 2004a, 2). Die feministische Wissenschaftstheo-
rie zeigt dagegen, dass selbst maximal genaue deskriptive Theorien normativ 
und politisch situiert sind. Wird Wahrheit und Objektivität mit Neutralität 
gleichgesetzt, kommt das einem „god trick“ gleich, durch die grundsätzliche 
soziale Situierung des Wissens ausgeblendet wird (Harding 2004a, 2). Und 
zur Verbesserung der wissenschaftlichen Objektivität sollte diese Situiert-
heit und ihre Wirkung innerhalb der Wissenschaft reflektiert werden – und 
nicht ausgeblendet.

Die Kritik an der konventionellen Objektivität bedeutet nicht, das 
Konzept der Objektivität fallenzulassen; im Gegenteil geht es darum, eine 
bessere Version von Objektivität zu konzeptualisieren, die Harding „strong 
objectivity“ nennt (Harding 1993). Diese beruht darauf, die Diversität der 
Erfahrungen von unterdrückten Menschen systematisch in die Wissenschaft 
einzubeziehen. Damit diese Privilegierung von minoritärem Wissen nicht zu 
einer falschen Verabsolutierung durch „positionalen Fundamentalismus“ 
(Villa Braslavsky 2020) führt, ist entsprechend der Konzepte des situierten 
Wissens und der „strong objectivity„ nicht nur die Pluralisierung der Wis-
sensproduktion entscheidend, sondern auch die ständige kritische Reflexion 
der Konstruktionsprozesse dieser situierten Wissen. Es gibt nämlich einen 
wichtigen Unterschied zwischen Perspektive und Standpunkt: Es geht bei 
stärkerer Objektivität nicht um unmittelbar gegebene Perspektiven, sondern 
um die Erarbeitung eines Standpunktes unter Rückgriff auf sozialwissen-
schaftliche Forschung. Diese Objektivität der kritischen Reflexion der Stand-

und Sozialwissenschaften geleistet. Dessen ungeachtet hat die Einbeziehung 
von minorisiertem Wissen in den Geistes- und Sozialwissenschaften meist 
eine größere Bedeutung, weil diese Forschung die Deutung gesellschaftlicher 
Verhältnisse zum Ziel hat.
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punkte ist das Gegenteil des Essenzialismus, der heute oft mit Identitätspoli-
tik assoziiert wird (Haraway 1988, 590; Schubert und Schwiertz 2021).

Das Standpunktwissen erreicht also eine höhere Rationalität und stär-
kere Objektivität als konventionelle Forschung bei der Analyse unterdrü-
ckender Sozialstrukturen, weil es seine Situiertheit laufend reflektiert (Ha-
raway 1988, 590). Ein gutes Beispiel dafür lieferten jüngst Holthaus, Knappe 
und Mateo (2022), die den Erkenntnisgewinn durch den Einbezug einer fe-
ministischen Perspektive in die Diskussion von Repräsentation in der poli-
tischen Theorie schildern. Es ist wichtig zu betonen, dass dieses erweiterte 
Verständnis von Objektivität nicht bedeutet, dass alle Perspektiven gleich-
wertig sind oder dass es keine allgemeingültigen Wahrheiten gibt. Vielmehr 
geht es darum, die Reichweite und Tiefe wissenschaftlicher Erkenntnisse 
zu erweitern, indem unterschiedliche Standpunkte und soziale Positionen 
einbezogen werden, was es ermöglicht, blinde Flecken zu identifizieren und 
Verzerrungen zu korrigieren.

Dieses erweiterte, stärkere Verständnis von Objektivität ist entschei-
dend dafür, dass der kritische Begriff der Wissenschaftsfreiheit nicht nur 
eine partikulare Indienstnahme der Wissenschaft für emanzipative Projekte 
ist. Eine solche partikulare Indienstnahme würde selbst die Pluralität und 
Diversität der Wissenschaft einschränken, die auch nach dem kritischen 
Begriff Kernelemente der Wissenschaftsfreiheit sind, und mithin wider-
sprüchlich sein. Das Konzept der starken Objektivität bietet eine Heuristik 
für das Navigieren der Spannung zwischen Objektivität und Politizität, die 
sich durch zweierlei Eigenschaften gegenüber dem negativen Verständnis 
der Wissenschaftsfreiheit auszeichnet: Sie fasst beide Pole nicht als starre 
Gegensätze und ist selbst wissenschaftlich begründet und nicht einfach po-
litisch gesetzt.

4 Diversifizierung der Wissenschaft
Die kritische politische Theorie zeigt also, dass Macht und Privilegien in der 
Wissenschaft wirken und ihre epistemische Funktion einschränken. Da-
gegen hilft die Diversifizierung der Wissenschaft, und zwar – mit Wilholt 
gesprochen – sowohl aus epistemischen Gründen, weil nur so der Mikro-
wettbewerb der einzelnen Wissenschaftler*innen effektiv von statten gehen 
kann, als auch aus demokratischen Gründen, weil die (Erkenntnis-)Inter-
essen Bürger*innen in der Wissenschaft sonst verzerrt repräsentiert sind. 
Die kritische politische Theorie macht dabei deutlich, wie tiefgreifend die 
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Politizität der Wissenschaft ist, die ich mit Wilholt zunächst grundsätzlich 
festgestellt hatte. Sie zeigt, dass die Reflexion der politischen und sozialen 
Situiertheit und die Explikation und Begründung der normativen Verortung 
durch die Wissenschaft dabei hilft, starke Objektivität zu erreichen. Nicht als 
Versuch, Politisches auszuschließen, sondern durch die methodische Refle-
xion der Politizität der Wissenschaft.

Im Folgenden unterscheide ich drei Fälle der Diversifizierung der 
Wissenschaft, die sich aus dem kritischen Begriff der Wissenschaftsfreiheit 
ergeben: intern, extern-institutionalistisch und extern-aktivistisch. Wäh-
rend interne Diversifizierung unproblematisch ist, sind die extern-institu-
tionalistische und extern-aktivistische Diversifizierung anspruchsvoller. In 
Bezug auf diese Fälle diskutiere ich die Befürchtung, dass die Diversifizie-
rungsbemühungen selbst zu einer problematischen Einschränkung der wis-
senschaftlichen Pluralität führen können.

1 Interne Diversifizierung
Die bis jetzt erläuterte Notwendigkeit einer methodischen Berücksichtigung 
der Politizität der Wissenschaft durch die Wissenschaft führt nicht dazu, 
dass Wissenschaft und Politik konzeptionell oder praktisch in eins fallen. 
Sie sind systemtheoretisch gesprochen unterschiedliche Sozialsysteme, die 
funktional nach verschiedenen Leitunterscheidungen differenziert sind: in 
der Wissenschaft geht es um Wahrheit, in der Politik um Macht (Luhmann 
2000, 2015).11 Wahrheit wird durch disziplinenspezifische Methoden herge-
stellt und ist intersubjektiv überprüfbar.12

11 Siehe auch die systemtheoretische Analyse der Entwicklung der Selbstbe-
schreibung der Wissenschaft bei Kaldewey (2013) und zur historischen Ent-
wicklung der Wissenschaftsfreiheit Stichweh (2016).

12 Wegen dieser Methodik zur Wahrheitssuche, die durch die Wissenschafts-
freiheit geschützt wird, ist Wissenschaftsfreiheit auch etwas ganz anderes – 
umfassenderes und beschränkteres – als Meinungsfreiheit, siehe dazu aus 
juristischer Perspektive Gärditz (2021). Die Wissenschaftsfreiheit schützt 
und fördert nicht einfache politische Meinungsäußerungen von Universitäts-
angehörigen, sondern nur wissenschaftliche Aktivitäten. Zwar gilt auch für 
Universitätsangehörige die Meinungsfreiheit, aber die Wissenschaftsfreiheit 
kann nicht einfach als Forderung für politischen Meinungspluralismus an 
Universitäten verstanden werden, wie dies bisweilen geschieht, beispielsweise 
bei Revers und Traunmüller (2020).
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Kritische Forschung bietet eine inner-wissenschaftliche Reflexion 
der Grenze zwischen Wissenschaft und Politik. Diese kann zu einer Ände-
rung der epistemischen Einstellung der Forschenden führen, ihre eigene 
Situiertheit im Forschungsprozess besser zu reflektieren, und in der Folge 
einer Transformation von disziplinären Forschungsagenden auslösen, die 
neue Methodiken, Themen und eine entsprechende personelle Diversifizie-
rung ermöglichen (siehe bspw. zur Einbeziehung vulnerabler Gruppen in die 
Forschung Mihai 2020). Solche Transformationen von Wissensfeldern hin 
zu einer stärkeren intersektionalen Ausrichtung13 lassen sich beispielsweise 
in der Frauen- und Geschlechterforschung bezüglich der Entwicklung hin 
zu queeren Ansätzen, in den Queerstudies bezüglich einer intensiveren Be-
schäftigung mit Trans*-Identitäten und den critical race studies mit einer 
zunehmenden Reflektion von Ableism und Behinderung erkennen. Solche 
Entwicklungen der Wissenschaft sind nach der Normativität des kritischen 
Begriffs der Wissenschaftsfreiheit wünschenswert, weil sie die Erkenntnis-
leistung der Wissenschaft, relevante Wahrheiten zu finden, verbessern. Sie 
sind insofern unproblematisch, als dass das durch kritische Theorien in die 
Forschungspraxis einbezogene Verhältnis von Wissenschaft und Politik hier 
nicht als potenzielle Einschränkung der Wissenschaftsfreiheit auftritt, weil 
diese Entwicklungen autonom innerhalb des Wissenschaftssystems stattfin-
den. Nach Wilholt ist die Einschränkung der Freiheit der Mittel für einzel-
ne Forscher*innen, die durch solche autonomen Weiterentwicklungen der 
Disziplinen weniger Ressourcen und Partizipationschancen erhalten, keine 
problematische Einschränkung der Wissenschaftsfreiheit, sondern ein not-
wendiger Teil der Wissenschaft als kollektiver Suche nach relevanten Wahr-
heiten.

Dies ändert sich auch nicht dadurch, dass die zur Fortentwicklung von 
Disziplinen vorgebrachten Argumente normativer Art sind. Auch kritische 
Theorien, die politisch klar Position beziehen und Herrschafts-, Diskrimi-
nierungs- und Ausbeutungsverhältnisse kritisieren, sind nicht einfach Poli-
tik, sondern normative Wissenschaft (Geuss 1996; Horkheimer 1937). Denn 
sie entwickeln methodisch überprüfbar Theorien zu diesen Phänomenen. 

13 Intersektionalität beschreibt die Einbeziehung verschiedener Dimensionen 
von sozialer Positionierung und die Reflektion ihrer Verschränkung, siehe 
dazu Crenshaw (2008). Das oben eingeführte Konzept der starken Objektivi-
tät als mitlaufende kritische Reflexion der Limitierungen und Möglichkeiten 
aller unterschiedlichen sozialen Situierungen impliziert intersektionales Den-
ken.
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Normative wissenschaftliche Kritik ist genauso durch die Wissenschaftsfrei-
heit gedeckt wie deskriptive Ansätze. Doch normative Kritik, beispielsweise 
die Analyse, dass andere Forschungsbeiträge transphobe oder rassistische 
Inhalte transportieren, wird in vielen Beiträgen des Netzwerks als morali-
sche Diskreditierung diskreditiert, bzw. als „aktivistisch“ delegitimiert (siehe 
bspw. Lotter 2022, 38; Frick 2022, 65–68; Kostner 2021; Niebuhr 2021). 
Die bei Frick (2022, 65–68) hierzu vorgeschlagene Grenzziehung zwischen 
legitimer fachlicher Kritik und moralischer Delegitimierung eignet sich 
nicht zur Bewertung einer potenziellen Einschränkung der Wissenschafts-
freiheit, weil sie immer abhängig bleibt von der fachlichen Bewertung der 
jeweiligen Forschungen – beispielsweise als transphob oder rassistisch –, 
wobei die Netzwerkmitglieder diesbezüglich in einem offenbaren Dissens 
zum aktuellen Stand der jeweiligen Fachdiskussion stehen. Eine solche Un-
terscheidung ist der Versuch, kritische Forschungen zu Diskriminierungen 
aus dem Bereich der legitimen Wissenschaft herauszudefinieren, was selbst 
die Wissenschaftsfreiheit einschränken würde. Wie fachlich angemessen 
im Wissenschaftssystem vorgebrachte Kritik ist, lässt sich nicht im Begriff 
der Wissenschaftsfreiheit festlegen, sondern wird jeweils neu in wissen-
schaftlichen Fachdiskussionen entschieden. Die Unterscheidung zwischen 
legitimer fachlicher Kritik und moralischer Delegitimierung widerspricht 
deshalb nicht nur dem kritischen Begriff der Wissenschaftsfreiheit, sondern 
auch dem umfassend liberalen Wissenschaftsfreiheitsbegriff des Netzwerks, 
nachdem „die Grenzen der Wissenschaftsfreiheit […] ausschließlich Verfas-
sung und Gesetz“ (Netzwerk Wissenschaftsfreiheit 2021) sein sollen.14

14 Diese auch nach den Prämissen des negativen Wissenschaftsfreiheitsbegriffs 
widersprüchliche Kritik an „identitätslinken“ Theorien (Kostner) deutet da-
rauf hin, dass die Wissenschaftsfreiheit hier in erster Linie als ein strategi-
scher Einsatz in den aktuellen politischen Kulturkämpfen genutzt wird, die 
sich auch in der Wissenschaft niederschlagen (Celikates et al. 2021): Antiras-
sistische und feministische Theorien sind von rechter und konservative Seite 
schon lange der Attacke ausgesetzt, zu ‚political correctness‘ und ‚Cancel Cul-
ture‘ zu führen. Durch den negativen Begriff der Wissenschaftsfreiheit werden 
diese politischen Attacken auf die kritische Theorie jetzt wissenschaftsintern 
verstärkt. Beispielhaft für eine solche Kritik an kritischen Theorien ist das 
Buch „Cynical Theories“ von Pluckrose und Lindsay (2020). Solche Kritik an 
kritischer Theorie ist deshalb gefährlich, weil sie unmittelbar von konserva-
tiven und rechten Akteuren (wieder-)aufgenommen wird, die eine staatliche 
Einschränkung von kritischer Forschung fordern. In den USA sieht man diese 
Effekte sehr deutlich, wo Republikaner Critical Race Theory aus staatlichen 
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Die normative Kritik von Forschungsansätzen, die Diskriminierungs-
verhältnisse nicht angemessen erfassen, und ein darauffolgender Erkennt-
nisfortschritt von Disziplinen, durch den die Partizipationschancen einzelner 
Forscher*innen umverteilt werden, gefährden die Wissenschaftsfreiheit also 
nicht, sondern tragen zu ihrer Verbesserung bei. Dass dies aus der individuel-
len Perspektive derjenigen, die an den dabei kritisierten Paradigmen festhal-
ten, wie eine Einschränkung ihrer individuellen Wissenschaftsfreiheit wirken 
kann, ist durch den mehrdimensionalen Begriff der Wissenschaftsfreiheit, 
der zwischen der Freiheit der Ziele und Mittel und einer individuellen und 
kollektiven Dimension differenziert, verständlich, aber unproblematisch.

Interne Diversifizierung wird durch eine Reihe weiterer Praktiken 
autonom von Forschungsgemeinschaften umgesetzt, die jeweils zu Unrecht 
als Einschränkungen der Wissenschaftsfreiheit kritisiert werden. Dazu ge-
hören: Diversität bei Auswahlverfahren mit einzubeziehen; Lehrpläne und 
die Auffassungen des Kanons zu revidieren; Diversitätsstandards innerhalb 
von Fachgemeinschaften festzulegen, beispielsweise zur Organisation von 
Tagungen und Publikationen; Standards für gendergerechte Sprache zu 
entwickeln; Standards für sogenannte „Trigger-Warnungen“ zu entwickeln, 
etc. All diese Maßnahmen liegen im Bereich der autonomen Selbststeuerung 
von Forschungsgemeinschaft und tragen dazu bei, die Wissenschaft weniger 
ausschließend zu gestalten, also die Wissenschaftsfreiheit zu erhöhen. Wie 
bei der Fortentwicklung der Disziplinen wird dadurch die Freiheit der Zie-
le nicht eingeschränkt. Sofern durch diese Praktiken das wissenschaftliche 
Gespräch auf vormals ausgeschlossene Gruppen ausgeweitet wird, gibt es, 
gleichbleibende Gesamtmittel vorausgesetzt, natürlich eine Umverteilung 
der Mittel und damit eine gewisse Einschränkung der Freiheit der Mittel von 
Forscher*innen, die von einer weniger diversifizierten Wissenschaft profi-
tieren. Es liegt deshalb nahe, die vom Netzwerk vorgebrachte Kritik solcher 

Universitäten und das Sprechen über Homosexualität aus Schulen verbannen 
(Business Insider 2021; Lavietes 2022; López et al. 2021). Ähnliche Eingrif-
fe gibt es in Großbritannien (Blell et al. 2022; Hall et al. 2022) und Frank-
reich, wo die Regierung die konservative Diffamierung rassismuskritischer 
und postkolonialer Theorien als „Islamo-Gauchisme“ zu eigen gemacht hat 
(Lentin 2020; Steinhauer 2021; Wieviorka 2022). Und auch in Deutschland 
gibt es Bestrebungen der Union, das Gendern an Schulen zu verbieten (Cal-
dard 2021). Insgesamt ist die Befürchtung gerechtfertigt, dass das Netzwerk 
mit seiner gegen kritische Theorie gerichteten Politik dazu beitragen könnte, 
die Wissenschaftsfreiheit auch in Deutschland dahingehend einzuschränken, 
dass gesellschaftskritische Ansätze weiter zurückgedrängt werden.
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Prozesse als Einschränkung der allgemeinen Wissenschaftsfreiheit – noch 
dazu unter Rückgriff auf Konzepte, die im gesamtgesellschaftlichen Kultur-
kampf gebraucht werden, wie ‚political correctness‘ und ‚Cancel Culture‘ – 
als den strategischen Versuch einer falschen Universalisierung der eigenen 
partikularen Interessen zu verstehen (siehe zum Mechanismus der falschen 
Universalisierung auch Schubert 2020b): Für die Behauptung einer allge-
meinen Gefährdung der Wissenschaftsfreiheit durch ‚linke‘ Theorie gibt es 
mehr mediale Aufmerksamkeit und Unterstützung als für das Klagen von 
Professor*innen, dass sie die Ressourcen des Wissenschaftssystem nun mit 
Personen teilen müssen, die andere soziale Positionen haben.

Natürlich werden in normativen fachinternen Diskussionen regelmä-
ßig auch schlechte Argumente vorgetragen, denen mit Wohlwollen die Ab-
sicht unterstellt werden kann, dass sie als Beitrag zur Diversifizierung im 
hier explizierten Sinne geäußert werden. Beispielsweise kann zu Unrecht 
gefordert werden, dass man sich mit bestimmten Denker*innen nicht mehr 
auseinandersetzen sollte, weil sie unterschiedliche Arten von Fehlverhalten 
an den Tag gelegt hätten. Solche Forderungen werden aber genauso kritisch 
diskutiert, wie alle anderen wissenschaftlichen Beiträge und verfangen ent-
sprechend nicht, wenn sie nicht sinnvoll sind. Wenn sie offensichtlich sinn-
los sind, werden sie meist gar nicht diskutiert und verpuffen im (meist digi-
talen) Raum, weshalb sie nicht als Evidenz für ‚Cancel Culture‘ dienen.

Für diesen habermasianischen Optimismus, dass unberechtigtes 
‚Canceln‘ üblicherweise keinen Effekt nach sich zieht, ist Adrian Daubs 
(2022) Analyse der Anekdote als Form des Diskurses um ‚Cancel Culture‘ in-
struktiv. Es werden dort immer wieder die gleichen Anekdoten erzählt, was 
zu einer inhaltlichen und numerischen Verzerrung führt. Es findet dabei eine 
Dramatisierung statt, durch die wichtige Informationen für eine sachliche 
Bewertung eines ‚Falles‘ weggelassen und andere aufgebauscht werden; au-
ßerdem wird durch die Wiederkehr der gleichen Anekdoten suggeriert, dass 
‚Canceln‘ verbreiteter sei, als es tatsächlich ist. Bei den vom Netzwerk Wis-
senschaftsfreiheit angeführten Fällen bzw. Anekdoten geschieht genau dies. 
Liest man sich etwas in die Fälle ein, erscheint die jeweils kritisierte Kritik 
meist angemessen und gerechtfertigt.15

15 Der Fall der transexkludierenden Feministin und Philosophin Kathleen Stock 
wird beispielsweise immer wieder als problematisches ‚Canceln‘ angeführt 
(Frick 2022, 70; der Fall findet auch Erwähnung in zwei anderen Artikeln des 
Sonderhefts), ohne dabei klarzumachen, dass sie eine der prominentesten Ak-
tivist*innen gegen Verbesserung des Menschenrechtschutzes von Trans*Per-
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2 Extern-institutionelle Diversifizierung
Die politiktheoretische Analyse von Wissenschaft als politisch situiert geht 
darüber hinaus, zu begründen, dass Entwicklungen hin zu mehr Diversität 
innerhalb der Wissenschaft sinnvoll sind. Aus ihr ergibt sich auch, dass eine 
extern-institutionelle Förderung von Diversität wichtig ist, um die Wissen-
schaftsfreiheit zu verbessern. Die extern-institutionelle Förderung von Diver-
sität betrifft die politische, also außerwissenschaftliche Einrichtung der Wis-
senschaft, die dem Wissenschaftssystem erst seine Autonomie ermöglicht. 
Insofern die Wissenschaftsfreiheit von der Einrichtung der Wissenschaft als 
autonomen System abhängig ist, können unterschiedliche Einrichtungen zu 
einer besseren oder schlechteren Verwirklichung der Wissenschaftsfreiheit 
führen.

Das Sozialsystem der freien Wissenschaft ist nicht selbstverständlich, 
sondern politisch und rechtlich mit guten, von Wilholt rekonstruierten und 
analysierten Gründen und mit enormen Mitteleinsatz eingerichtet. Diese 
Art der ‚Politizität‘ ist aus systemtheoretischer und verfassungsrechtlicher 
Perspektive eine Selbstverständlichkeit (Grimm et al. 2021, Kaldewey 2013, 
Stichweh 2016). Entsprechend wird verfassungsrechtlich diskutiert, wie die 
Politik die im Grundgesetz verankerte Wissenschaftsfreiheit einzurichten 
habe (siehe zur Rechtsentwicklung Miechielsen 2013). Der Machtbegriff der 
kritischen politischen Theorie hilft, dabei die Politizität auch solcher Rege-
lungen zu analysieren, die aus der Perspektive des Rechts politisch neutral 
zu sein scheinen. Beispielsweise stabilisiert ein Berufungsverfahren, das 
Diskriminierungsverhältnisse nicht systematisch in den Blick nimmt, die 
soziale Hegemonie innerhalb der Wissenschaft. Der eingeführten Diagno-
se einer allgemeinen Vermachtung folgend, muss der kritische Begriff der 
Wissenschaftsfreiheit weiter gehen als nur epistemisch und normativ zu 
begrüßen, wenn sich wissenschaftliche Disziplinen im Rahmen der gege-
benen Bedingungen – quasi widererwartend und langsam – diversifizieren 
und minorisierte Standpunkte einbeziehen. Aus dem kritischen Begriff der 
Wissenschaftsfreiheit folgt auch, die institutionelle Einrichtung der Wissen-
schaft dahingehend umzugestalten, dass diese Diversifizierungsprozesse be-
fördert werden.

sonen ist und dabei immer wieder die Angst vor Trans*Personen schürt. Bei 
Berücksichtigung dieser Fakten und im Lichte der Fachdiskussionen um den 
Diskriminierungsschutz von Trans*Personen ist der Widerstand gegen Stock 
nachvollziehbar.
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Dieses Ziel kann auf zwei Ebenen erreicht werden: Erstens über recht-
liche und institutionelle Rahmenbedingungen der Forschung und zweitens 
über die inhaltliche Ausrichtung der Forschungsförderung. Auf der Ebene 
der Rahmenbedingungen sind verschiedene Maßnahmen denkbar. Verbind-
liche und umfangreiche Vorgaben zur Stärkung der Diversität durch Rekru-
tierungsverfahren sind sinnvoll, wobei alle bekannten Diskriminierungs-
merkmale einschließlich ihrer Intersektionsverhältnisse berücksichtigt 
werden sollten. Dies würde tatsächliche Diversitätsförderung ermöglichen 
und über das reine Gender-Mainstreaming hinausgehen, das die Rekrutie-
rungsverfahren an deutschen Universitäten aktuell prägt. Stabile und plan-
bare Anstellungsverhältnisse, wie sie gerade im Rahmen des Hashtags #ich-
binhanna und vom Netzwerk für gute Arbeit in der Wissenschaft gefordert 
werden, sind ein weiterer zentraler Baustein für die Erhöhung der Diversität. 
Denn die prekären Arbeitsverhältnisse in der Wissenschaft muss man sich 
leisten können; sie sind für Akademiker*innen der ersten Generation und 
solche mit Migrationsgeschichte eine besondere Hürde. Prekäre Arbeitsbe-
dingungen öffnen außerdem Möglichkeiten für Machtmissbrauch, was ein 
weiterer Faktor ist, der Diversifizierungsbemühungen entgegensteht. Solche 
Maßnahmen sind normativ unstrittig aber konkret stark umkämpft. Es ist 
anzunehmen, dass sie vom Netzwerk nicht als Einschränkung der Wissen-
schaftsfreiheit diskutiert werden, obwohl sie zu einer erheblichen Verschie-
bung der Machtverhältnisse an der Universität führen würden, weil sie aktu-
ell praktisch nicht umgesetzt werden.

Dass die Verbesserung der Arbeitsbedingungen für den Mittelbau 
nicht umgesetzt wird, mag daran liegen, dass sie unmittelbar mit einem drit-
ten Element der Diversifizierung zusammenhängt: die Demokratisierung 
der Universitäten, bei der dem Mittelbau und den Studierenden mehr Mit-
spracherechte eingeräumt werden. Solche Demokratisierungsbemühungen 
scheiterten in den 70ern auch aufgrund des erbitterten Widerstands konser-
vativer Professoren, deren „Bund der Freiheit der Wissenschaft“ darin eine 
Gefahr für die Wissenschaftsfreiheit sah (Wehrs 2014), ähnlich wie das Netz-
werk Wissenschaftsfreiheit heute. Eine solche Demokratisierung würde die 
Freiheit der Mittel in den verschiedenen Statusgruppen ausgeglichener ver-
teilen – und damit für Professor*innen erheblich einschränken. Dies wäre 
eine institutionelle Umsetzung eines Verständnisses der Wissenschaftsfrei-
heit als organisierter Pluralismus mit hoher Responsivität für gesellschaft-
liche Forschungsbedarfe, dessen Notwendigkeit sich nach Wilholt auch aus 
den Begründungen der Wissenschaftsfreiheit ergibt. Systemtheoretisch aus-
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gedrückt geht es bei solchen extern-institutionellen Rahmenbedingungen 
um die Verbesserung der strukturellen Kopplungen des Wissenschaftssys-
tems, die ihm autopoietisches Operieren ermöglichen.

Eine zweite Art der extern-institutionellen Diversifizierung ist die Be-
einflussung der Forschungsagenden. Durch Wilholts Differenzierungen wur-
de klar, dass die Ausweitung der politischen bzw. demokratischen Kontrolle 
über die relevanten Forschungsthemen den beiden Hauptlinien der Begrün-
dung der Wissenschaftsfreiheit nicht nur nicht widerspricht, sondern sich 
daraus ergibt. Darüber hinaus ist die Forschung faktisch schon stark von der 
politisch oder privat finanzierten Forschungsförderung gelenkt. Aus dem 
kritischen Begriff der Wissenschaftsfreiheit sollte in dieser Forschungsför-
derung auf standpunkttheoretisch begründete Diversität geachtet werden. 
Beispielsweise sollten bei der Entwicklung von Forschungsförderungspro-
grammen die Stimmen marginalisierter Gruppen einbezogen werden, durch 
die Beteiligung entsprechender innerwissenschaftlicher (wie SWIP) oder zi-
vilgesellschaftliche Organisationen. Dies würde eine neue Art der Steuerung 
der gesellschaftlich relevanten Forschungsthemen bedeuten, bei der ten-
denziell die Belange und Situationen diskriminierter und marginalisierter 
Gruppen stärker in den Fokus rücken. Darüber hinaus sollte – unabhängig 
von den spezifischen Themen – in Vergaberichtlinien eine Reflektion der Di-
versitätsaspekte gefordert werden.

Diese Art der extern-institutionellen Diversifizierung stößt auf zwei 
Probleme. Erstens besteht eine generelle Spannung zwischen dem demokra-
tischen Einfluss auf die Forschungsthemen und der Wissenschaftsfreiheit. 
Zwar gibt es keinen ausschließenden Widerspruch zwischen beiden Polen, 
aber wenn die Wissenschaft überwiegend industrielle oder politische Auf-
tragsforschung ist, wird die Freiheit der Mittel für Forschungsgemeinschaf-
ten eingeschränkt, die ein Kerngehalt der Wissenschaftsfreiheit ist. Es reicht 
aber für das kritische Verständnis der Wissenschaftsfreiheit aus, eine Diver-
sifizierung der bestehenden öffentlichen bzw. politischen Forschungsförde-
rung zu fordern, ohne die komplizierte Frage der nach der Neujustierung 
des Verhältnisses zwischen Forschungsförderung und wissenschaftsinterner 
Mittelverteilung zu diskutieren.

Zweitens gibt es eine Spannung zwischen der externen Diversifizie-
rung und der Förderung einer Pluralität der Forschungsansätze, die ein 
Kerngehalt der Wissenschaftsfreiheit ist. Wenn die kritische Theorie und die 
Standpunkttheorie die institutionelle Einrichtung der Wissenschaft und die 
öffentliche Mittelvergabe maßgeblich bestimmen sollen, kann dies als ein 
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enges Verständnis von Diversität kritisiert werden, das politische und wel-
tanschauliche Pluralität in wissenschaftlichen Ansätzen gerade ausschließt. 
Insofern auf dieses Argument nur epistemologisch geantwortet werden 
kann, lässt sich eine gewissen Zirkularität nicht vermeiden, die durch den 
erneuten Verweis auf die epistemologischen Grundlagen des kritischen 
Begriffs der Wissenschaftsfreiheit entsteht. Standpunkttheoretisch ist gut 
begründet, dass ein Verzicht auf die kritische Reflektion der Politizität der 
Wissenschaft die Pluralität wissenschaftlicher Ansätze nicht erhöhen, son-
dern sie im Gegenteil stark einschränken würde. Wissenschaftliche Plurali-
tät bedeutet darüber hinaus keinen Bestandschutz für Ansätze, die sich im 
Fortschritt der diverser werdenden wissenschaftlichen Fachdiskussionen als 
zu einseitig herausgestellt haben – dass die Freiheit der Mittel für überholte 
Ansätze bzw. ihre Vertreter*innen zurückgeht, ist notwendiger Bestandteil 
des wissenschaftlichen Fortschritts. Dessen unbenommen ist die Befürch-
tung berechtigt, dass der standpunkttheoretisch geforderte systematisch 
Einbezug minorisierter Standpunkte zum Problem führt, wer darüber ent-
scheiden kann und soll, wem diese Sprechposition zugewiesen wird, und wer 
einbezogen werden sollte. Für den praktischen Umgang mit diesem Problem 
gibt es keine philosophische Blaupause. Epistemologisch ist aber klar, dass 
hier kein dezisionistischer Relativismus entsteht. Dazu führt im Gegenteil 
gerade die Nichtberücksichtigung der Politizität beim negativen Begriff der 
Wissenschaftsfreiheit. Im Gegensatz zu solchem Relativismus wird stär-
kere Objektivität durch Standpunktdiversität auch auf der Metaebene der 
institutionellen Entscheidungen hergestellt, wobei zum Begriff der starken 
Objektivität die ständige kritische Reflexion der Standpunkte und der da-
mit vorgebrachten Ansprüche gehört. Kurz: Natürlich entstehen durch ex-
tern-institutionelle Diversifizierung neue Verteilungs- und Machtprobleme 
und -konflikte und damit ein neuer Aushandlungsbedarf – aber es ist keine 
Alternative, sich diesen Problemen zu entziehen, indem man die gegebenen 
Verhältnisse durch den negativen Begriff der Wissenschaftsfreiheit entpoli-
tisiert.

3 Extern-aktivistische Diversifizierung
Das Netzwerk Wissenschaftsfreiheit fürchtet vor allem die Einschränkung 
der Wissenschaftsfreiheit durch Protesthandeln im akademischen Umfeld, 
das von Studierenden ausgeübt wird. Darunter fällt erstens diskursiver Pro-
test durch unterschiedliche Publikations- und Kommunikationsformate, in 
denen Wissenschaftler*innen kritisiert werden, wie beispielsweise Blogs, 
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Flyer gegen Veranstaltungen oder Speaker*innen, Kritik auf Social Media 
oder Demonstrationen gegen Veranstaltungen. Zweitens fallen verschiede-
ne disruptive Protestformen darunter, wie beispielsweise das Entfernen von 
Flyern oder Plakaten einer bevorstehenden Veranstaltung, das Demonstrie-
ren und Stören während Veranstaltungen (beispielsweise durch das Aus-
rollen von Transparenten), oder sogar das Blockieren anderer Personen 
beim Betreten einer Veranstaltung. Ich nenne all diese Handlungsformen 
extern-aktivistisch, weil sie nicht im engen Sinne Teil des wissenschaftlichen 
Fachgesprächs sind und weil diese Benennung die Position des negativen 
Begriffs der Wissenschaftsfreiheit aufnimmt, dass politische, also ‚wissen-
schaftsexterne‘ Einflüsse abzuwehren seien. Mein Argument besteht darin, 
zu zeigen, dass auch diese prima facie externen Handlungsformen eng mit 
dem Wissenschaftssystem verbunden sind und viele von ihnen einen wichti-
gen Beitrag zur Diversifizierung bzw. Demokratisierung leisten können.

Bezüglich der diskursiven Protestformen durch Publikation und Kom-
munikation gilt das gleiche Argument wie für die normative Kritik, das ich 
oben vorgebracht habe. Inhaltlich geht es hier um die Kritik an solchen For-
scher*innen oder auch wissenschaftsexternen Speaker*innen, die Positionen 
beziehen, die gesellschaftliche Diskriminierungsverhältnisse stützen. Sie zu 
kritisieren ist ein entscheidendes Element des wissenschaftlichen Diskurses 
und trägt dazu bei, die Wissenschaft zu diversifizieren. Dem kann mit zwei 
Grenzziehungen entgegnet werden, analog zum oben diskutierten Versuch, 
kritische Wissenschaft als zu politisch bzw. moralisch zu kritisieren. Erstens 
werden die Studierenden als ‚Aktivist*innen‘ markiert, um ihnen die Teilha-
be am wissenschaftlichen Diskurs abzusprechen, zweitens wird die Textgat-
tung als aktivistisch, also nicht-wissenschaftlich markiert. Demgegenüber 
kann festgehalten werden, dass Studierende ein aktiver Teil des Wissen-
schaftssystems sind (deren Teilhabe extern-institutionalistisch verbessert 
werden sollte) und solche Protestkommunikation meist selbst wissenschaft-
lich argumentiert. Eine strenge Grenzziehung zwischen Wissenschaft und 
Aktivismus, wie vom Netzwerk Wissenschaftsfreiheit vorgeschlagen, ist 
nach der kritischen Theorie, der es um die Verbindung mit gesellschaftli-
chen Emanzipationsbewegungen geht, ohnehin nicht möglich, und ent-
sprechende ‚Ideologiekritik‘ lässt sich selbst als ideologisch kritisieren, wie 
oben gezeigt. Genau wie bei der oben diskutierten Kritik an der kritischen 
Theorie lässt sich die Plausibilität von Protestkommunikation nicht durch 
solche Grenzziehungen vorfestlegen, sondern sie muss sich in den jeweiligen 
(Fach-)Diskussionen erweisen. Dabei wird einiges Bestand haben und so 
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auch die wissenschaftliche Diskussion bereichern, während anderes als 
falsch, überzogen, polemisch, unplausibel, etc. zurückgewiesen wird. Dass 
solche Protestkommunikation aber diskursive Wirkung entfaltet, ohne 
sachlich angemessen und also legitim zu sein, kommt üblicherweise nicht 
vor, weshalb hier nicht von einer Einschränkung der Wissenschaftsfreiheit 
die Rede sein kann. Dieser habermasianische Optimismus, der durch die 
Erläuterung zur anekdotischen Form des ‚Cancel-Culture‘-Diskurses gestützt 
wird (siehe oben), hat ein Pendant im foucaultschen Pessimismus, dass sich 
legitime Kritik aufgrund von starren Machtstrukturen nicht durchsetzt.16

Die zweite, disruptive Art des Protesthandeln – Entfernen von Infor-
mationen, störendes Demonstrieren, Blockieren – kann als Reaktion auf 
solche starren Machtstrukturen interpretiert werden. Im Gegensatz zu dis-
kursiven Formen schränken die disruptiven Formen die Wissenschaftsfrei-
heit unmittelbar ein, weil sie die Ausübung der wissenschaftlichen Tätigkeit 
einzelner Wissenschaftler*innen erschwert bzw. verhindert. Dadurch wird 
die individuelle Freiheit der Ziele einzelner Wissenschaftler*innen einge-
schränkt. Diese Mikroautonomie der Wissenschaftler*innen, ihre eigenen 
Ziele, Methoden, und Projekte zu verfolgen, ist zwar nur eine Komponente 
der Wissenschaftsfreiheit, aber sowohl für ihren negativen als auch ihren kri-
tischen Begriff essenziell. Disruptive Protesthandlungen können nicht durch 
den kritischen Begriff der Wissenschaftsfreiheit begründet werden, eben 
weil die Freiheit der Ziele aller Wissenschaftler*innen dadurch geschützt ist.

Dass disruptiver Protest nicht mit dem kritischen Begriff der Wissen-
schaftsfreiheit begründet werden kann, heißt allerdings nicht im Umkehr-
schluss, dass er grundsätzlich nicht zur Verbesserung der Diversität bei-
tragen kann. Auch disruptives Protesthandeln kann unter Umständen der 
Entwicklung der Wissenschaftsfreiheit zuträglich sein, weil es dabei helfen 
kann, starre Machtstrukturen aufzubrechen. Mit der radikalen Demokra-
tietheorie lässt sich verstehen, dass Protesthandlungen, die die Verfahren 
der existierenden Institutionen überschreiten, wie beispielsweise ziviler Un-
gehorsam, eine besondere Bedeutung für die Demokratie haben (Celikates 
2010; Laclau und Mouffe 2001; Rancière 2002). Sie sind für die Demokrati-

16 Es ist kein Widerspruch, bezüglich der Abwehr von schlecht begründeter Kri-
tik optimistisch zu sein, bezüglich der Akzeptanz von gut begründeter Kritik 
aber pessimistisch. Dies ist durch die einseitigen Macht-Wissen-Strukturen 
begründet, die ich im dritten Abschnitt analysiert habe.
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sierung und Diversifizierung17 von Institutionen oft wichtig, weil die Macht-
verhältnisse in den gegebenen Institutionen so festgefahren sind, dass sie 
kaum über rein diskursive Verfahren geändert werden können. Bei der Wis-
senschaft mit ihren hierarchischen und trägen Machtstrukturen handelt es 
sich um einen solchen festgefahrenen Bereich. Der machttheoretische und 
standpunktepistemologische Blick auf die Wissenschaft hat gezeigt, dass die 
Blockaden und Widerstände innerhalb der Wissenschaft gegen Diversifizie-
rung auch epistemischer Art sind (siehe zur sozialphilosophischen Analyse 
von epistemischen Blockaden Fricker 2007; Mills 2007; Medina 2013; Kidd, 
Medina und Pohlhaus 2017). Deswegen stoßen rein diskursive Verfahren der 
Kritik schnell an ihre Grenzen – das ist durch den foucaultsche Pessimismus 
ausgedrückt. Disruptiver Protest kann dann helfen, für Anliegen Gehör zu 
schaffen, die ignoriert werden, wenn sie auf rein diskursivem Wege vorge-
bracht werden. Zentral für die Herstellung von Legitimität für disruptiven 
Protest ist, dass er immer zusammen mit gut begründetem diskursiven Pro-
test auftritt. Nur wenn die Anliegen des disruptiv vorgetragenen Protestes 
vernünftig sind, können sie Gehör finden und einen diskursiven Wandel be-
wirken. Dadurch kann mancher disruptiver Protest im Nachhinein von den 
meisten Teilnehmenden des wissenschaftlichen Diskurses als berechtigt und 
als förderlich für die Wissenschaftsfreiheit verstanden werden. Beispielswei-
se wird vergangener disruptiver Protest von Frauen gegen ihren generellen 
Ausschluss aus dem Universitätsbetrieb heutzutage nicht als Einschränkung, 
sondern als Ausweitung der Wissenschaftsfreiheit verstanden.

4 Schluss

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass sich die beiden Begriffe der Wissen-
schaftsfreiheit darin unterscheiden, wie sie das Verhältnis von Wissenschaft 
und Politik verstehen. Dem negativen Begriff der Wissenschaftsfreiheit geht 
es darum, die Wissenschaft frei von politischen Eingriffen zu halten, wobei 
auch kritische und normative Forschung als übergriffige Politisierung ver-
standen werden. Der kritische Begriff der Wissenschaftsfreiheit versteht das 
Verhältnis von Wissenschaft und Politik komplexer. Die Rekonstruktion der 
Aspekte und Begründungsmöglichkeiten der Wissenschaftsfreiheit bei Wil-

17 Insofern die Demokratie aus radikaldemokratischer Perspektive durch den 
systematischen Ausschluss von Gruppen eingeschränkt wird, bedeutet Demo-
kratisierung in erster Linie Diversifizierung.
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holt hat gezeigt, dass diese nicht als Trennung von Wissenschaft und Poli-
tik verstanden werden sollte. Vielmehr ergibt sich die Notwendigkeit einer 
Demokratisierung der Forschungsagenden und einer Diversifizierung des 
Wissenschaftsbetriebs schon aus den Begründungsmöglichkeiten der Wis-
senschaftsfreiheit. Darauf aufbauend hat die Rekonstruktion der Machtthe-
orie und Standpunktepistemologie verdeutlicht, wie die Wissenschaft durch 
Macht- und Privilegienstrukturen in ihrer epistemischen Funktion, objekti-
ves und gesellschaftlich relevantes Wissen zu generieren, eingeschränkt ist. 
Dem kann mit der Diversifizierung der Wissenschaft durch den Einbezug 
von minorisierten Standpunkten begegnet werden. Dazu habe ich drei Arten 
der Diversifizierung unterschieden und vor dem Hintergrund der Kritik des 
Netzwerks Wissenschaftsfreiheit diskutiert. Nur disruptives Protesthandeln 
schränkt dabei die Freiheit der Ziele einzelner Forscher*innen auf proble-
matische Weise ein – kann aber unter Umständen dennoch langfristig zu 
einer Verbesserung der Wissenschaftsfreiheit beitragen. Alle anderen Arten 
der Diversifizierung verbessern die Wissenschaftsfreiheit.

Die kontrastierende Diskussion des negativen Begriffs der Wissen-
schaftsfreiheit im Zuge der Entwicklung des kritischen Begriffs hat auch das 
zentrale Problem dieses negativen Begriffs offenbart. Dessen Grundopera-
tion besteht in der Trennung zwischen wert- und machtfreier Wissenschaft 
einerseits und Moralisierung, Politisierung und Aktivismus andererseits. 
Diese Unterscheidung kollabiert aber, weil sie nicht wissenschaftlich und 
selbstreflexiv begründet, sondern einseitig politisch gesetzt wird. Der kri-
tische Begriff der Wissenschaftsfreiheit legt demgegenüber über seine nor-
mative, sozialtheoretische und epistemische Basis Rechenschaft ab und re-
flektiert seine Grenzen. Die Gegenüberstellung der beiden Begriffe hilft so 
nicht zuletzt, die konservative Politik des Netzwerks Wissenschaftsfreiheit 
offenzulegen, die es durch seinen entpolitisierenden negativen Begriff der 
Wissenschaftsfreiheit zu verdecken sucht.
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